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Vorwort

In den vergangenen 15 Jahren hat sich das Insolvenzrecht in Deutschland 
grundsätzlich verändert und man kann heute mit Fug und Recht sagen, 
dass es zu den besten Gesetzen gehört, die auch international für Unterneh-
men in Krisen zur Verfügung stehen. Dazu hat maßgeblich beigetragen, 
dass der Gesetzgeber den Fokus der Regulierung weit hinein in die noch 
am Markt befindlichen Unternehmen vorverlagert und diesen verpflich-
tend aufgegeben hat, ein Krisenfrüherkennungssystem zu implementieren, 
das es ihnen ermöglicht, bestandsgefährdende Risiken so frühzeitig zu er-
kennen, dass es die Insolvenz abwenden und die Krise überwinden kann. 
Maßgeblich dazu beigetragen hat das 2021 in Kraft getretene Gesetz über 
den Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen für Unternehmen 
(StaRUG), das sich inzwischen in der öffentlichen Wahrnehmung und der 
Restrukturierungspraxis etabliert hat. Zusammen mit der zum Jahresbe-
ginn 2021 reformiert gestärkten Möglichkeit der Eigenverwaltung (ESUG) 
stehen Unternehmen in Krisenzeiten damit Handlungsspektren zur Verfü-
gung, die es in den vergangenen 150 Jahren nie gegeben hatte. Erste Erfah-
rungen lassen hoffen, dass die Optionen auch zunehmend von krisennahen 
Unternehmen erkannt und genutzt werden und sich damit zugleich eine 
Möglichkeit ergibt, der flächendeckenden Verschleppung von Insolvenzen 
erfolgreich entgegenzuwirken. Stärker als früher gilt es daher auch für Leh-
rende wie für Studierende die betriebswirtschaftlichen Aspekte von Krisen, 
Sanierungen und Insolvenzen in die Ausbildung einzubinden und bedeu-
tet speziell für die Studierenden, den Blick über das Recht hinaus in die 
Wirtschaft zu heben und sich mit den wesentlichen wirtschaftlichen Frage-
stellungen, insbesondere zur Krisenerkennung und Krisenvermeidung, 
auch zu beschäftigen.

Auch weiterhin bieten wir mit unserem insolvenzrechtlichen Leitfaden 
eine verdichtete Zusammenstellung des prüfungsrechtlich relevanten Stof-
fes für Studierende des Rechts wie für engagierte und interessierte Berater, 
die sich besonders für Sanierungen unter Insolvenzschutz, sei es im Rah-
men der InsO, des ESUG, des SanInsFoG, der Privatinsolvenz oder des 
StaRUG, interessieren. In den Materialien zum Download bilden wir nicht 
nur alle in diesem Buch zitierten Entscheidungen quer durch alle Instanzen 
vom Amtsgericht bis zum Bundesgerichtshof ab, sondern stellen auch Ma-
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terialien und Arbeitshilfen bis hin zu Prüfungsfragen zur Verfügung, durch 
die eine Einarbeitung in das Insolvenz- und Sanierungsrecht ergänzt und 
zugleich praxisrelevant gemacht werden soll.

Die vielen Anregungen aus der Praxis haben wir gerne aufgenommen und 
hoffen auch künftig auf Ihre kritische Begleitung, Verbesserungsvorschläge 
und/oder Fragen, die Sie unter hans.haarmeyer@t-online.de gerne direkt 
an uns richten können.

Das Buch berücksichtigt den derzeit aktuellen Stand der Insolvenzord-
nung sowie Rechtsprechung bis zum März 2026.

Mötzingen/Hamburg Prof. Dr. Hans Haarmeyer
im Frühsommer 2026 Frank Frind
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1. Kapitel Grundlagen und Zielsetzung 
des Insolvenzrechts und 
des Insolvenzverfahrens

I. Ziele des Insolvenzrechts in einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung

Wie die Gesellschaft und die Wirtschaft befindet sich auch das Insolvenz-
recht in Deutschland in einem tiefgreifenden Wandel. War noch zu Zeiten 
der Konkursordnung (KO) die „ordnungsgemäße“ Liquidation eines Unter-
nehmens unter gerichtlicher Aufsicht wesentlicher Inhalt der entsprechen-
den Regelungen, so hat sich der Fokus in den vergangenen 15 Jahren voll-
ständig verändert und es hat sich das klassische Insolvenzrecht alter 
Prägung immer mehr in ein Sanierungsinsolvenzrecht neuer Prägung ver-
wandelt. Vorrangig dominiert nun – auch auf europäischer Ebene – das 
Ziel der Rettung und/oder Sanierung kriselnder Unternehmen außerhalb 
eines Insolvenzverfahrens. Aber auch 2026 noch definiert § 1 InsO weiter-
hin die Ziele des klassischen gerichtlichen Insolvenzverfahrens und an den 
darin festgelegten prinzipiellen Zielrichtungen hat sich das gerichtliche 
Verfahren zumindest so lange zu orientieren, wie nicht der Schuldner ge-
meinsam mit seinen Gläubigern eine andere, z. B. eine auf Erhalt des Un-
ternehmens gerichtete Zielrichtung verfolgt. Für diese Sanierungsszenarien 
hat der Gesetzgeber mit der Stärkung der Eigenverwaltung durch das 
ESUG und der Stärkung der außergerichtlichen Sanierung mithilfe des 
StaRUG neue Handlungsoptionen eröffnet und mit der Verpflichtung zur 
Implementierung von Krisenfrüherkennungssystemen bei Kapitalgesell-
schaften den unternehmerischen Fokus weit in das betriebswirtschaftliche 
Vorfeld verlagert. Vgl. dazu Rn. 40b.

§ 1 InsO Ziele des Insolvenzverfahrens
Das Insolvenzverfahren dient dazu, die Gläubiger eines Schuldners ge-
meinschaftlich zu befriedigen, indem das Vermögen des Schuldners ver-
wertet und der Erlös verteilt oder in einem Insolvenzplan eine abwei-
chende Regelung insbesondere zum Erhalt des Unternehmens getroffen 
wird. Dem redlichen Schuldner wird Gelegenheit gegeben, sich von sei-
nen restlichen Verbindlichkeiten zu befreien.

1
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2 Wir finden in § 1 InsO für die klassische gerichtliche Insolvenz zwei 
grundlegende Prämissen:
• gleichmäßige Gläubigerbefriedigung (par conditio creditorum) und
• Restschuldbefreiung für den „redlichen“ Schuldner.
Anders als immer noch verbreitet diskutiert wird, ist mithin gesetzlich 
nicht die „bestmögliche“ Gläubigerbefriedigung das Ziel, sondern über die 
konkrete Art und Weise der gleichmäßigen Befriedigung entscheiden die 
Gläubiger autonom selbst. Sehen in diesem Kontext die Gläubiger z. B. die 
Zerschlagung und Verwertung als den besten Weg dazu an, so vollzieht 
sich deren gleichmäßige Befriedigung in diesem Kontext, während deren 
Entscheidung, das insolvente Unternehmen zu erhalten und zu sanieren 
eine andere Option darstellt, über die sie im Rahmen der Gläubigerautono-
mie selbst entscheiden können.

Das für die InsO in § 1 normierte Ziel einer Restschuldbefreiung für den 
„redlichen“ Schuldner war der KO unbekannt und wurde erst durch die 
Insolvenzordnung zum 1.1.1999 neu eingefügt und seitdem immer wieder 
an die sich ändernden Rahmenbedingungen angepasst. Anzumerken ist, 
dass der Begriff der „Redlichkeit“ in der Insolvenzordnung in eigener Art 
eingeschränkt und definiert wird und daher mit dem in der Laiensphäre 
des täglichen Lebens verankerten Begriffsprofil wenig gemein hat 
(s. Rn. 338). Der Gesetzgeber hat im Jahre 2001, um auch dem mittellosen 
Schuldner Zugang zum Insolvenzverfahren zu verschaffen, die Stundung 
der Verfahrenskosten eingeführt (§§ 4a ff. InsO), nachdem sich das aus der 
Zivilprozessordnung bekannte Instrument der „Prozesskostenhilfe“ als für 
das Verfahren nicht recht anwendbar erwiesen hatte. Zu den unterschiedli-
chen Verfahrensarten vgl. die Darstellung bei Rn. 27 ff.

Die Regelungen zur Einleitung und Abwicklung von Insolvenzverfahren 
befinden sich vornehmlich, aber nicht nur, in der Insolvenzordnung (InsO) 
und bestimmen, bis zu welchem Zeitpunkt und unter welchen Vorausset-
zungen die Wirtschaft und der Gesetzgeber bereit sind, die Teilnahme von 
Unternehmen und Personen am Marktgeschehen zu akzeptieren. Es stellt 
daher eine der wichtigsten Regelungen jeder marktwirtschaftlichen Ord-
nung dar: Voraussetzung für die Teilnahme am Marktgeschehen ist das 
Vorhandensein von Liquidität („Geld hat man zu haben“), um zu verhin-
dern, dass durch liquiditätsschwache Unternehmen andere Marktteilneh-
mer „infiziert“ und ebenfalls in die Insolvenz getrieben werden (vgl. dazu 
näher unten Rn. 6 ff.). Demgegenüber dienen die neuen Regelungen des 
StaRUG vornehmlich der Rettung und Sanierung „nur“ kriselnder Unter-
nehmen und setzen daher auch deutlich vor der Insolvenzreife an. Die auch 
in Deutschland seit 2021 geltenden neuen Regelungen folgen damit einem 
Trend auf der europäischen Ebene zur Vorverlagerung von Sanierungsins-
trumenten in den Bereich der betriebswirtschaftlichen Krise und die poten-
zielle Reduzierung gerichtlicher Verfahren auf nicht mehr marktfähige und 
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daher zu liquidierende Unternehmen. Dahinter stehen die in nahezu allen 
EU-Staaten immer noch verbreiteten Vorbehalte von Unternehmen, sich in 
ein stigmatisiertes gerichtliches Verfahren zu begeben und die Angst vor 
einem sich damit verbindenden Kontrollverlust.

Von der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens an folgt das Verfahren einer 
weitgehend unbekannten Eigengesetzlichkeit, die – vergleichbar einer Son-
derrechtsordnung – in alle Bereiche des bis dahin gut geregelten rechtli-
chen und wirtschaftlichen Systems einbricht und dabei auch vor der Auto-
nomie privatrechtlichen Handelns im übergeordneten Gesamtinteresse 
aller Gläubiger, aber auch zur Wahrung öffentlicher Interessen, nicht Halt 
macht. Für Unternehmen bedeutet die Eröffnung eines Insolvenzverfah-
rens entgegen einer immer noch verbreiteten Stigmatisierung aus Zeiten 
der KO nicht mehr zwangsläufig das wirtschaftliche Ende, sondern sie ist 
bei einer rechtzeitigen Einleitung auch als Chance für einen geordneten 
Neuanfang zu verstehen und bietet mit dem Insolvenzplanverfahren sogar 
die Möglichkeit einer individuell gestalteten Sanierung unter Erhaltung des 
bisherigen Rechtsträgers. Die Chancen zur Sanierung unter dem Schutz 
insolvenzrechtlicher Regelungen hat der Gesetzgeber mit dem am 1.3.2012 
in Kraft getretenen Gesetz zur Stärkung der Sanierung von Unternehmen 
– kurz ESUG genannt – deutlich verbessert und zugleich Schuldnern wie 
Gläubigern bessere Gestaltungsmöglichkeiten für das Verfahren eröffnet 
(vgl. dazu ausführlich Rn. 40a).

Das vorgenannte Gesetz – ESUG – hat das Bundesjustizministerium auf-
grund der bereits in der BT-Drs. 17/7511 vorgesehenen Evaluation im Jahre 
2018 fachwissenschaftlich evaluieren lassen (Gesamtbericht v. Jacoby, u. a., 
v. 10.10.2018; BT-Drs. 19/4880 v. 11.10.2018; Kurzbericht in ZInsO 2018, 
2402; dazu BAKinso-Entschließung v. 26.11.2018 (ZInsO 2018, 2792; Frind, 
ZIP 2019, 61, Pape, ZInsO 2019, 405; Beissenhirtz, ZInsO 2019, 180). Im 
Ergebnis wurden viele der Empfehlungen, u. a. genauere gesetzliche Anfor-
derungen im Eigenverwaltungsverfahren, mit dem „SanInsFoG“ zum Jah-
resbeginn 2021 umgesetzt. Als weiteren Schritt gegen die verbreitete Stig-
matisierung von Insolvenzen hat der Gesetzgeber im Rahmen des o. g. 
„SanInsFoG“ (Gesetz zur Fortentwicklung des Sanierungs- und Insolvenz-
rechts; s. BT-Drs. 19/25303, Rn. 267) mit dem neuen StaRUG seit 2021 
Unternehmen die Möglichkeit eröffnet, sich auch ohne die Einleitung ei-
nes förmlichen Insolvenzverfahrens unter den Schutz des Rechts zu stellen 
und ggf. auch ohne die Zustimmung aller Gläubiger eine Sanierung und/
oder Neuausrichtung des Unternehmens unter dem Schutz gesetzlicher Re-
gelungen zu erreichen (Sanierung unter Insolvenzschutz). Dazu näher un-
ter Rn. 40b.

Die InsO regelt in den §§ 16–19 InsO die zentralen Insolvenzgründe, die 
Gründe also, die gegeben sein müssen, um ein Insolvenzverfahren zu eröff-
nen, sei es aufgrund des Antrags eines oder mehrerer Gläubiger oder auch 

5

5a

6



7–9 1. Kapitel: Grundlagen, Zielsetzung Insolvenzrecht und Insolvenzverfahren

4

durch einen Eigenantrag des Schuldners selbst. Die Insolvenzgründe wer-
den durch die Rechtsprechung genauer definiert und immer wieder näher 
ausgeformt (zuletzt mit BGH, Urt. v. 28.6.2022 – II ZR 112/21, ZInsO 2022, 
1793), wie auch andere Tatbestandsmerkmale des gesamten Insolvenzrechts 
zunehmend von der Rechtsprechung bestimmt werden und sich dieses zu 
einem Sonderrechtsgebiet entwickelt hat, das ohne Kenntnis wichtiger Ent-
scheidungen („case-law“) kaum mehr beherrschbar ist (hierzu auch BGH, 
Beschl. v. 23.3.2006 – IX ZB 134/05, ZInsO 2006, 291).

So ist z. B. einer der wichtigsten Gründe von Insolvenzen, die Zahlungsun-
fähigkeit, nicht eindeutig durch den Gesetzgeber, sondern detailliert erst 
durch die Rechtsprechung dahingehend definiert worden, dass von einer 
Zahlungsunfähigkeit dann auszugehen ist, wenn der Schuldner nicht in 
der Lage ist, 90 % seiner Verbindlichkeiten binnen 3 Wochen auszuglei-
chen (s. genauer: Rn. 120, 121, 207). Das bedeutet im Ergebnis, dass in 
Deutschland eine maximale Deckungslücke von 10 % „hingenommen“ 
wird, bei deren Überschreitung aber die Regelungen der InsO zum Schutz 
der anderen Marktteilnehmer greifen und das Unternehmen zur Insolvenz-
antragstellung verpflichten (§§ 15a, 15b InsO).

Unbestritten festzustellen ist aufgrund der Ergebnisse jahrzehntelange In-
solvenzursachenforschung, dass Unternehmenszusammenbrüche in den 
meisten Fällen vielfältige Ursachen haben. Diese kündigen sich, wie bei 
Krankheiten, meist durch „Krisensymptome“ sehr lange vor Eintritt der 
Zahlungsunfähigkeit an, jedoch wird in den meisten Unternehmen darauf 
viel zu spät reagiert, verbreitet mehr als ein Jahr nach Auftreten der ersten 
Indikatoren. Insoweit ist es nur konsequent, dass der Gesetzgeber mit § 1 
StaRUG seit 2021 allen Kapitalgesellschaften verpflichtend aufgegeben hat, 
ein geeignetes Krisenfrüherkennungssystem im Unternehmen zu imple-
mentieren. Erste gerichtliche Entscheidungen dazu sehen diese Implemen-
tierung als eine „Kardinalpflicht“ jedes Unternehmensleiters an (vgl. OLG 
Frankfurt, Beschl. v. 16.1.2025 – 7 W 20/24 sowie Scherer/Seehaus, ZInsO 
2025, 1514) mit weitreichenden haftungsrechtlichen Folgen für den Fall 
der Nichtbeachtung. Die Insolvenzursachenforschung ergibt im Übrigen 
auch, dass nicht selten die Rechtsform des Unternehmens seine Krisenan-
fälligkeit signalisiert.

Die höchste Insolvenzneigung weisen Unternehmen in der Rechtsform 
der GmbH und der GmbH & Co. KG auf, weil dort die Haftungsbegren-
zung am besten und die persönliche Haftung (angeblich) am geringsten 
ausgelegt ist (tatsächlich ist das persönliche Haftungsrisiko der Geschäfts-
führer extrem hoch und unbegrenzt). Nach einer in ihren grundsätzlichen 
Befunden nach wie vor gültigen Untersuchung des ZIS der Universität 
Mannheim aus dem Jahr 2006 („Ursachen von Insolvenzen“, Wirtschaft 
konkret Nr. 414, 2006) stellten 75 % der Unternehmen den Insolvenzantrag 
zu spät, nach einer Untersuchung im Jahre 2009 sind es immer noch mehr 
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